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Seit Ausbruch der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 befinden wir uns in einer anhaltend
instabilen Periode. Wir spüren also nicht einfach die langfristigen Auswirkungen der Krise. Vielmehr
dauert diese Krise an: Die gegenwärtige Politik vor allem der westlichen Industrienationen ist auch
weiterhin von verzweifelten Maßnahmen geprägt. Der Kapitalismus zeigt dabei offener denn je seine
imperialistische Fratze. Immer mehr Menschen gehören zu den VerliererInnen eines
Wirtschaftssystems, das durch Ausbeutung, Unterdrückung und Krieg nur einige Wenige zu seinen
Profiteuren macht. Die Krisenlasten hingegen aber werden auf die große Masse der Bevölkerung,
die ArbeiterInnen, KleinbäuerInnen, SozialrentnerInnen und auf Armenunterstützung Angewiesene,
abgewälzt.

Frauen sind von diesen Entwicklungen besonders und auf vielfältige Weise betroffen. Sie sind einer
Doppel-, Dreifach-, teilweise gar Vierfachbelastung ausgesetzt, da sie Lohnarbeit, Kinderbetreuung,
Altenpflege und Hausarbeit gleichzeitig bewältigen müssen. Weltweit verschärft sich dies nicht nur
durch fehlende Rechte für Frauen, sexuelle Gewalt, Rassismus und anhaltende kriegerische
Konflikte. Auch erstarkende reaktionäre Parteien sowie religiös-fundamentalistische Gruppen –
deren Zunahme und Erstarken selbst ein Resultat der Krise und des Versagens der großen,
reformistischen ArbeiterInnenorganisationen ist – sorgen international für ein Rollback der
Errungenschaften von Frauen.

Arbeitssituation von Frauen

Der Anteil der erwerbstätigen Frauen hat sich trotz der Krise in Deutschland und auch in Europa
erhöht (in 10 Jahren von 61 % auf 71 %)(1). Diese Nachricht bedeutet jedoch nicht, dass Frauen
automatisch auch ein höheres Maß an finanzieller Unabhängigkeit erlangen, geschweige denn auf
dem Arbeitsmarkt gleichberechtigt sind. Der Großteil der entstandenen Jobs ist nämlich Ausdruck
für den Bedarf an billigen Arbeitskräften, wodurch Unternehmen ihre „Wettbewerbsfähigkeit“
sichern wollen. So handelt es sich bei von Frauen ausgeübten Tätigkeiten vor allem um deregulierte
Arbeit, die oft als „prekär“ bezeichnet wird, wobei dieser Begriff mehrere Dimensionen umfasst.
Zum einen bezieht er sich auf die Art der Beschäftigung (Teilzeit, Befristung, Mini- und
Mehrfachjobs). Zum anderen sind die Einkommen aus solchen Tätigkeiten niedrig, die Löhne liegen
oftmals nur knapp über der Armutsgrenze. Frauen arbeiten ungleich öfter auf solch prekären Stellen
als Männer, weswegen sie deutlich weniger von dem „Jobwunder“ profitieren. Außerdem stehen
wenig ausgebildete und angelernte Arbeitskräfte in dauernder Konkurrenz zueinander, da die
Unternehmen auf eine große Reservearmee zurückgreifen können. Durch die kriegs- und
krisenbedingten Migrationsbewegungen wird diese Armee sogar noch aufgestockt und zulasten aller
ArbeiterInnen gegeneinander ausgespielt. Der 2015 eingeführte Mindestlohn wird in einigen
Branchen systematisch umgangen, so dass vielen ArbeiterInnen kaum Geld am Monatsende
übrigbleibt. Auch die Beiträge zur Rentenversicherung sind im Niedriglohnsektor gering oder fehlen
ganz. Nach heutiger Gesetzes- und Berechnungsgrundlage sind in Deutschland 18 % der Frauen ab
65 Jahren armutsgefährdet, im EU-Durchschnitt 16 %.(2) Andere Zahlen besagen, dass 2010 in der
BRD 4,9 Millionen über 55-jährige Menschen von Armut oder sozialer Ausgrenzung betroffen waren.
2015 waren es bereits 5,7 Millionen, das entspricht 20,8 % der BundesbürgerInnen (EU-
Durchschnitt: 20,7 %). 2006 waren es noch 18,2 % in Deutschland.(3) Die Zahlen für Frauen dürften
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höher als im Bevölkerungsaltersdurchschnitt liegen. Altersarmut ist für die Mehrzahl der Frauen
quasi vorprogrammiert, da sie nicht „privat vorsorgen“ können, von Betriebsrenten ganz zu
schweigen. Hartz IV-EmpfängerInnen müssen wie zum Hohn ihre angesparte private Altersvorsorge
auflösen und verbrauchen, bevor sie in den Genuss dieser Transferleistung kommen können. Aus
relativer Armut während des Erwerbslebens wird absolute im Alter.

Ein dritter Aspekt prekärer Arbeit ist das Fehlen gewerkschaftlicher Organisierung. Obwohl die
ArbeiterInnenklasse international als Ganzes wächst, kann der Grad ihrer gewerkschaftlichen
Vertretung insbesondere bei Frauen nicht annähernd mit diesem Wachstum mithalten. Aus diesem
Grund ist es vor allem für Frauen erschwert, die nötige Kampfkraft zu entwickeln und für bessere
Arbeitsbedingungen und höhere Löhne zu streiken. Ein positives Beispiel für gelingende
Organisierung findet sich jedoch in den Streiks im Gesundheits- und Erziehungsbereich 2015. Hier
ist es den ArbeiterInnen gelungen, den Arbeitskampf gegen den Willen der Gewerkschaftsbürokratie
weiterzuführen, indem sie deren Einigungsempfehlung ablehnten.(4)

Eine herbe Niederlage mussten hingegen die französischen ArbeiterInnen verdauen. Die
französische Regierung hat im Herbst 2016 trotz langanhaltender Proteste und Streiks das
sogenannte El-Khomri-Gesetz zur Arbeitsmarktreform verabschiedet. Offiziell soll diese französische
Variante der Agenda 2010 die hohe Arbeitslosigkeit bekämpfen und die angeblich zu starren
Arbeitsgesetze modernisieren. In Wirklichkeit stehen durch diese Reform die 35-Stunden-Woche
sowie der Kündigungsschutz zur Disposition. Kündigungsgründe wie z. B. eine „notwendige
Reorganisation des Betriebs“ sind nun ebenso legal wie bis zu 60 Wochenstunden Arbeit. Während
sich die Unternehmerverbände die Hände reiben, kritisieren ArbeiterInnen und Gewerkschaften
neben den Inhalten des Gesetzes auch die Vorgehensweise bei dessen Verabschiedung: Durch den
fortwährenden Notstand konnte die Regierung die Reform ohne Abstimmung der
Nationalversammlung durchpeitschen.(5) Auch von diesem Gesetz werden Frauen besonders hart
getroffen, da sie diejenigen sind, die einer Mehrfachbelastung aus Lohn- und Care-Arbeit ausgesetzt
sind. Die bereits geschilderte Beschäftigungssituation von Frauen ist somit nicht ausschließlich dem
Angebot aus Teilzeitstellen und prekären Minijobs geschuldet.

Kindererziehung, Pflege- und Hausarbeit

Für viele Frauen ist es schlichtweg nicht möglich, in Vollzeit zu arbeiten: Frauen tragen auch
weiterhin die Hauptlast bei der Versorgung von Familienangehörigen, sei es bei der
Kindererziehung oder Pflege. Selbst wenn viele Paare einen anderen Lebensentwurf vorziehen
würden, so ist es eine rationale Entscheidung, welche/r der PartnerInnen im Beruf kürzertritt und
sich um Kinder und Pflegebedürftige kümmert.

Die materielle Basis dieser Entscheidung hängt unmittelbar damit zusammen, dass Frauen bei
gleicher Tätigkeit immer noch bis zu 21 % weniger verdienen als Männer.(6) Durch steuer- und
familienpolitische Maßnahmen wie Betreuungsgeld und Ehegattensplitting wird das vermeintlich
„klassische“ Familienmodell mit dem Vater als Ernährer und der Mutter als Hausfrau sogar noch
staatlich gefördert. Das auch als „Herdprämie“ bezeichnete Betreuungsgeld wurde Ende 2012 auf
Drängen der CSU deutschlandweit eingeführt. Es subventioniert Familien, die nicht auf Kita-
Angebote zurückgreifen, sondern ihre Kinder zu Hause erziehen, mit monatlich 100 bis 150 Euro.
Auch nachdem das Bundesverfassungsgericht die Maßnahme 2015 auf Bundesebene gekippt hat,
beharrt die CSU auf deren Weiterführung zumindest in Bayern. Doch nicht nur die Union propagiert
die Kernfamilie mit Vater, Mutter, Kindern als Bilderbuchmodell. Auch die RechtspopulistInnen und
NationalistInnen von AfD, Front National und FPÖ beteiligen sich fleißig an einer ideologischen
Verschiebung zurück zu diesem vermeintlichen Ideal. Die AfD erhebt in ihrem Programm die „Drei-
Kinder-Familie“ sowie die heterosexuelle Ehe zum Leitbild und klammert wie selbstverständlich
kinderlose und homosexuelle Paare aus. Diese Argumentationsweise zeigt deutlich, dass Rassismus,



Sexismus und Homophobie wesentliche Elemente rechter Ideologie sind und somit nicht nur Frauen,
sondern auch LGBTIA-Menschen, Geflüchtete und MigrantInnen von den geschilderten Rollbacks
betroffen sind.

Ein weiteres Problem liegt in der unzureichenden Betreuungssituation für Kleinkinder. Obwohl seit
2013 ein Rechtsanspruch auf Kita-Plätze für alle Kinder bis 3 Jahre besteht, fehlen weiterhin
230.000 Plätze.(7) Das bedeutet, dass für 10 % aller Kinder in diesem Alter keine ausreichende
Betreuung gewährleistet ist! Großeltern und FreundInnen können nur bedingt dauerhaft
einspringen, weshalb viele Eltern vor ein existenzielles Problem gestellt werden. Wie bereits
beschrieben, ist es nach wie vor meist die Frau, die ohnehin weniger verdient und sich somit für
eine Teilzeitstelle entscheidet, um sich dann „nebenbei“ um Kinderbetreuung und Hausarbeit zu
kümmern. Alleinerziehende sind von den fehlenden Betreuungsmöglichkeiten besonders hart
getroffen, da ihnen kaum eine andere Wahl bleibt, als einen Teilzeitjob oder gar verschiedene
Minijobs anzunehmen. Lebensentwürfe, Arbeitszeitmodelle und Kindererziehung werden auf diese
Weise zur Klassenfrage.

Kontroverse um Abtreibung

Es ist leider nicht verwunderlich, dass mit dem Erstarken reaktionärer Kräfte auch die Forderung
nach dem Verbot von Abtreibung wieder in der öffentlichen Debatte auftaucht (siehe auch den
Artikel zu ABTREIBUNG in dieser Zeitung). Am Beispiel des Rechts auf körperliche
Selbstbestimmung wird besonders deutlich, dass sowohl Klerikale wie auch Konservative in ein und
dasselbe Horn blasen: die Verrohung der Sitten, „Gender-Mainstreaming“ und die Enttabuisierung
von Sexualität hätten zu einer negativen Entwicklung geführt und müssten entschieden bekämpft
werden. Eine längst überholte Sexualmoral und ein altbackenes Eheverständnis werden aus der
Mottenkiste geholt und stellenweise bereits in Gesetze gegossen. Das Selbstbestimmungsrecht über
den eigenen Körper und eine bewusste Familienplanung werden auf diese Weise bedroht.
Insbesondere in den stark katholisch geprägten EU-Staaten Spanien, Portugal, Irland und Polen
herrschen durch sehr restriktive Bestimmungen ohnehin quasi Abtreibungsverbote vor.

In Spanien konnte sich die konservative Regierung 2015 trotz massiver Proteste gegen die
Opposition durchsetzen und die Möglichkeiten zur legalen Abtreibung weiter eingrenzen.(8) So
brauchen beispielsweise junge Frauen unter 18 die Erlaubnis ihrer Erziehungsberechtigten. In Polen
hat zuletzt eine Bürgerinitiative mit Unterstützung der polnischen Regierung eine Verschärfung der
geltenden Bestimmungen, die einem Verbot gleichkommen würde, gefordert, stieß jedoch ebenfalls
auf massiven Widerstand auf der Straße und im Parlament.(9) Aus Angst vor Stimmverlusten bei den
nächsten Wahlen lenkte die Mehrheit der Abgeordneten der Regierungspartei ein und lehnte das
Vorhaben in letzter Minute doch noch ab.

US-Präsident Donald Trump löste gleich zu Beginn seiner Amtszeit ein zentrales Wahlversprechen
ein, indem er staatliche Fördermittel für Nichtregierungsorganisationen streichen ließ, die
Abtreibungen anbieten oder unterstützen. Seit Reagans Präsidentschaft ist dieser Erlass (Mexico
City Policy) zur leidigen Tradition geworden, der jedoch von Präsidenten der demokratischen Partei
regelmäßig kassiert wurde. Dies trifft beispielsweise die Organisation „Planned Parenthood“, die
unter der Obama-Regierung jährlich staatliche Subventionen in Höhe einer halben Milliarde US-
Dollar erhielt. Damit aber nicht genug, plant Trump unter Jubel der „Pro Life“-Bewegung die
Berufung eines erklärten Abtreibungsgegners und reaktionären Hardliners als Richter an den
Obersten Gerichtshof. Zwar besteht in den USA grundsätzlich die Möglichkeit zur Abtreibung,
allerdings ist es für Frauen häufig schwer, ihre Rechte wahrzunehmen: in fünf US-Bundesstaaten
gibt es nur eine Abtreibungsklinik. In den USA greifen nicht nur Politik und Kirchen, sondern auch
die Wirtschaft die bestehenden Gesetze und das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper
an. So weigert sich die Baumarktkette „Hobby Lobby“ unter Berufung auf religiöse Gründe, ihren



Angestellten solche Krankenversicherungen anzubieten, die Kosten für Verhütungsmittel wie z. B.
die „Pille danach“ übernehmen.(10) Dieses Vorgehen wurde durch ein Urteil des Obersten
Gerichtshofs im Jahr 2014 explizit genehmigt.

Beim Thema Abtreibung zeigt sich exemplarisch sowohl die schleichende Erosion von ehemals hart
erkämpften Frauenrechten, aber auch die Kraft, die ein Protest gegen solche Vorhaben entfalten
kann. Wie für alle anderen sozialen Errungenschaften der ArbeiterInnenklasse gilt: kein Recht ist in
Stein gemeißelt. In Krisenzeiten vollzieht sich ein Abbau von Rechten und Standards, um die es dann
erneut zu kämpfen gilt.

Der Widerstand ist weiblich!

Dass Frauen zu politischen Auseinandersetzungen und Widerstand fähig sind, wird insbesondere für
angeblich rückständige Regionen oftmals infrage gestellt. Sieht man jedoch genauer hin, verkehrt
sich diese Annahme in ihr Gegenteil.

Es zeigt sich nämlich, dass ausgerechnet in den Weltregionen, in denen Frauen gezwungen sind,
unter erniedrigenden Bedingungen zu leben und zu arbeiten, sie es sind, die an vorderster Front für
ihre Rechte kämpfen und einstehen. Das Beispiel des kurdischen Kampfes um Rojava und die
Selbstverteidigung gegen den Terror des Daesch (IS) zeigt, dass sich auch Frauen zu Gruppen von
Widerstandskämpferinnen formieren und ihre Forderungen erfolgreich mit denen der Männer
verbinden können. Auf diese Weise kann langfristig nicht nur die Trennung auf Grund des
Geschlechts überwunden, sondern auch eine weitaus größere Kampfkraft gegen Ausbeutung und
Kriege entwickelt werden (siehe Artikel zu ROJAVA in der Frauenzeitung Nr. 3, März 2015). Die
Lebensumstände, unter denen dies geschieht, sind oftmals geprägt von religiös-
fundamentalistischen Denkweisen und Praktiken. Frauen werden nicht als bewusst handelnde
Subjekte wahrgenommen, politische Aktivität wird ihnen erst recht nicht zugestanden und sich ohne
Mann in der Öffentlichkeit zu zeigen, macht sie zu Freiwild. Umso mehr muss der Einsatz derer
gewürdigt werden, die sich von Gewaltandrohung durch Ehemänner oder Polizei nicht abschrecken
lassen.

Ein weiteres Beispiel für die Kampfkraft von Frauen gegen Unterdrückung und Entmündigung bietet
der Arabische Frühling, während dessen Verlauf Frauen in der ersten Reihe beteiligt waren. Es ist
allerdings Ausdruck auch der Krise der linken Führung, dass diese revolutionären Umwälzungen
nicht von Dauer waren und sich die Konterrevolution Bahn brechen konnte. In diesem Zuge haben
sich die Lebensbedingungen von Frauen in den betroffenen Ländern massiv verschlechtert. Die
Politik der nun eingesetzten islamistischen Regime ist für die dort lebenden Frauen mit Repression
und Einschränkung der neu errungenen Freiheiten verbunden. So sind Frauen, die sich ohne
männliche Begleitung in der Öffentlichkeit zeigen, der Gefahr von Vergewaltigungen ausgesetzt.
Sexuelle Übergriffe auf Frauen und Mädchen sind dabei nicht nur im arabischen Raum, sondern
auch im Nahen und Mittleren Osten an der Tagesordnung. Eine Aussicht auf Strafverfolgung der
Täter besteht nicht. Unter diesem Gesichtspunkt müssen auch die Versuche westlicher Staaten
bewertet werden, die in diesen Weltregionen zur Schulbildung von Mädchen und Frauen beitragen
wollen. Die am besten ausgestatteten Schulen nutzen wenig, wenn der tägliche Weg dorthin durch
patriarchale und religiöse Traditionen versperrt ist und einem Martyrium gleichkommt.

Gewalt gegen Frauen ist neben den bereits geschilderten Belastungen durch Lohn- und Care-Arbeit
ein großes Problem, dem Frauen, aber auch Kinder ausgesetzt sind, die darunter physisch wie
psychisch leiden. Ideologischer Extremismus, der im Zuge von Konterrevolution, Wirtschaftskrise
und Kriegen an Boden gewinnt, ist Antreiber für die Verschärfung dieser Problematik im Gefolge
dieser reaktionären Entwicklungen.



Neben den revolutionären Auseinandersetzungen der vergangenen Jahre sind Frauen auch vermehrt
an Arbeitskämpfen und Streiks beteiligt. In den halbkolonialen Ländern sind durch die
Globalisierung einerseits neue Möglichkeiten für Frauen, einer bezahlten Arbeit nachzugehen,
entstanden. Viele dieser Tätigkeiten sind jedoch in den meisten Fällen um ein Vielfaches schlechter
bezahlt als die der Männer, von den Arbeitsbedingungen im internationalen Vergleich ganz zu
schweigen. Vor allem in der Textilindustrie arbeiten Frauen unter miserablen Bedingungen zu
Hungerlöhnen und auf Provisionsbasis: ein willkürliches System der Entlohnung, gegen das jede
Frau für sich alleine nur wenig ausrichten könnte. Dennoch erheben Frauen ihre Stimmen für
besseren Arbeitsschutz, Entlohnung von Überstunden und höhere Löhne. Dies hat auch
Auswirkungen auf ihre Organisierung, die bei wachsender Zahl weiblicher Arbeitskräfte
notwendiger wird denn je. Ein Ansatz zur Organisierung liegt dort in der sogenannten „Home-based
Workers‘ Union“, die aktuell in Pakistan aufgebaut wird (siehe auch Artikel zu PAKISTAN in dieser
Zeitung). Auch kann, wie sich ansatzweise bereits in den revolutionären Kämpfen gezeigt hat, die
Geschlechterkluft überbrückt werden, indem patriarchale und sexistische Verhaltensweisen
aufgedeckt und infrage gestellt werden. Die hier aufgeführten Beispiele lassen sich auch auf weitere
Gruppen übertragen, die ihrerseits von Unterdrückung betroffen sind, wie z. B. LGBTIA-Menschen,
MigrantInnen und Geflüchtete. Ihre Forderungen müssen langfristig mit den Kämpfen von Frauen
verbunden werden.

Weitere ermutigende Beispiele von Frauenkämpfen aus der jüngsten Zeit fanden in Großbritannien,
Island und Argentinien statt. Im Oktober 2016 stimmten 93 % der Gewerkschaftsmitglieder in
Durham County (Großbritannien) für Streikmaßnahmen der LehrassistentInnen gegen neue
Verträge, die ihnen der Gemeinderat „bescheren“ wollte. Sie sahen kürzere Beschäftigungszeiten,
mehr Wochenarbeitsstunden und bis zu 23 % schlechtere Bezahlung vor. Seit Juni 2016 waren ihre
KollegInnen in Derby bereits an 5 Tagen in den Ausstand getreten. Die LehrassistentInnen sind
überwiegend weiblich. Die von der Tory-Regierung erlassenen Kürzungen der öffentlichen
Haushalte werden oft genug auch von Labor-Gemeinderäten umgesetzt und tragen zur weiteren
Benachteiligung von Frauen, die sowieso schon weniger Lohn (18 %) als ihre männlichen Kollegen
erhalten, bei.

In Island verließen Ende Oktober 2016 Frauen um 14:38 Uhr ihre Arbeitsplätze, um gegen die
geschlechtsspezifische Lohn- und Gehaltslücke von 14 % zu protestieren. Sie hat sich seit 2005, als
die ArbeiterInnen und weiblichen Angestellten ihre Arbeit am gleichen Tag um 14:08 Uhr
niederlegten, kaum geschlossen.

Am 19. Oktober 2016 protestierten zahlreiche Frauen in Argentinien gegen den vorläufigen
Höhepunkt einer Reihe von sog. Ehrenmorden, allein 19 in 18 Tagen vor dem Protest. Diesmal war
eine 16-Jährige unter Drogen gesetzt, vergewaltigt und gefoltert worden. 2015 kam es aus
ähnlichem Anlass zur Versammlung von 300.000 Menschen in Buenos Aires. In ganz Lateinamerika
gingen Frauen 2016 am sog. Schwarzen Mittwoch auf die Straße, um gegen Morde an Frauen und
Mädchen Flagge zu zeigen.(11)

Ausblick

Eine zentrale Forderung betrifft die Durchbrechung der Mehrfachbelastung. Frauen leisten immer
noch den Großteil unbezahlter Reproduktionsarbeit in Form von Kindererziehung und Altenpflege.
Aus klassenkämpferischer Sicht ist es jedoch ein gesamtgesellschaftlicher Auftrag, sich um derartige
Arbeiten zu kümmern. Solange unbezahlte Erziehungs- und Pflegearbeit im Unterschied zur
Lohnarbeit keinen Wert und damit auch Mehrwert schafft, kann eine Gleichstellung der Frau nicht
gelingen. Aus einer fortschrittlichen sozialistischen Perspektive kann also nur die
Vergesellschaftung dieser unbezahlten Haus-, Erziehungs- und Pflegearbeit die Antwort sein. Dies
bezieht explizit die Männer bzw. Väter sowie die Gesellschaft als Ganzes mit ein, da es sich bei



Erziehung, Pflege und sonstiger Reproduktionsarbeit wie Kochen und Waschen um
gemeinschaftliche Aufgaben handelt.

Wir treten ein für ein umfassendes Angebot vollständiger Vergesellschaftung der Haus- und
Reproduktionsarbeit und ihre Verteilung auf alle Geschlechter. Die soziale Elternschaft und
Angehörigenfürsorge ist unser Ziel. Der ArbeiterInnenstaat bzw. ArbeiterInnen- und
Ba(e)uerInnenstaat soll nach und nach die Familie, die Fürsorge durch Verwandte und FreundInnen
ersetzen, auf alle Schultern verteilen. Die kommunistische Gesellschaft wird sich dadurch
auszeichnen, dass sie alle ihre Mitglieder, auch Alte, Kinder und Kranke materiell besser versorgt
als die alte, aber auch emotional, psychisch, gesundheitlich und intellektuell die Menschheit
weiterbringt, als Eltern, Angehörige und Familie dies konnten. In letzterem Sinn wird vieles von
dem, was in der bürgerlichen Gesellschaft als Privatsache galt, zur öffentlichen Angelegenheit erster
Güte. Für öffentliche und kostenlose Wäschereien, Kantinen und Reinigungsdienste und
wohnortnahe Pflegeeinrichtungen! Für neue, alle Generationen übergreifende Formen des
Zusammenlebens und ihre Berücksichtigung bei Wohnbauten in Stadt und Land!

Wir treten für eine multi-ethnische, proletarische Frauenbewegung ein, für das Recht auf
gesonderte Treffen der Frauen, sexuell, rassistisch und national Unterdrückten sowie der
Jugendlichen in ArbeiterInnenparteien, -organisationen und Gewerkschaften! Für kollektive
Selbstverteidigungsorganisationen und die Pflicht auch der Erwachsenen, Männer und
Heterosexuellen zur Teilnahme an ihnen!

International zeigt sich zudem, dass die von Frauen angeführten Kämpfe vielfältig sind und nicht nur
Frauen, sondern allen Unterdrückten weltweit Mut geben sollen, dass Widerstand gegen die
herrschenden Verhältnisse möglich und notwendig ist.

All die Arbeitskämpfe, Streiks und der organisierte Widerstand gegen Krieg und Ausbeutung
bedürfen jedoch einer sozialistischen und revolutionären Perspektive, da Sozialismus ohne
Frauenbefreiung ebenso undenkbar ist wie eine vollständige Frauenbefreiung ohne Sozialismus!
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